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Generationenpolitik – internationale Ansätze 
und Entwicklungen 

Nachhaltigkeit, Alterung der Gesellschaft, aber auch 
Fragen der Solidarität in der Familie im Zeichen des 
demografischen und sozialkulturellen Wandels sind 
Stichworte, die eng mit Generationenfragen verbun­
den sind. Ziel dieser explorativen Studie im Auftrag 
des Bundesamts für Sozialversicherungen war eine 
Zusammenschau von theoretischen Konzepten, Exper­
tenmeinungen und praktischen Beispielen des in der 
sozialwissenschaftlichen Literatur unter dem Begriff 
«Generationenpolitik» diskutierten Politikfeldes. 

Auf der Basis einer Literaturanalyse wurden zunächst 
die Begriffe «Generation» und «Generationenpolitik» 
geklärt sowie Ziele, wichtige AkteurInnen und Formen 
der praktischen Umsetzung von Generationenpolitik 
identifiziert. Anschliessend wurde mittels einer semi-
standardisierten Fragebogenerhebung die Ausformung 
von Generationenpolitik in ausgewählten Ländern 
Europas (Belgien, Deutschland, Finnland, Grossbritan-
nien, Italien, Niederlande, Österreich, Polen, Schweiz, 
Slowakische Republik, Spanien, Zypern) sowie Israel 
erhoben. Durch vertiefende Telefoninterviews mit je 
zwei bis drei ExpertInnen aus Deutschland, Finnland, 

den Niederlanden, Polen und Spanien konnten schliess-
lich weitere aufschlussreiche Einsichten in die unter-
schiedlichen Ideen und Umsetzungsformen gewonnen 
werden, die dem Konstrukt «Generationenpolitik» in 
der europäischen Wissenschaft und Praxis zugeschrie-
ben werden.

Definitionen und Fragestellungen

Bereits der Begriff Generation beinhaltet unter-
schiedliche Phänomene, die von inter- und intragenera-
tionellen Aspekten über den familialen Generationen-
begriff bis hin zum sozialen Generationenbegriff rei-
chen. Individuen sind im Lauf ihres Lebens immer Teil 
einer bestimmten Generation, wobei weniger der Ge-
burtsjahrgang bestimmend ist als die je individuellen 
Erfahrungen und Rollen, die Verschiedenheit von und 
Verbundenheit mit bestimmten Generationen, die Ver-
schränkung von Lebenslauf und Geschichte sowie die 
Verbindung von öffentlichen und privaten Interessen. 

Genau hier setzen Überlegungen zur Konstituierung 
einer umfassenden «Generationenpolitik» an. Wenn in 
etablierten Politikfeldern wie Kinder-, Jugend-, Fami
lien- oder Alterspolitik Interventionen gesetzt werden, 
so würden implizit private und öffentliche Generatio-
nenbeziehungen beeinflusst. Im Kontext von Debatten 
über intergenerationelle Gerechtigkeit und Nachhaltig-
keit, der Entwicklung neuer Familienstrukturen und 
Herausforderungen «alternder Gesellschaften» sei es 
allerdings hoch an der Zeit, eine explizite Politik zur 
Schaffung von Rahmenbedingungen zu formulieren, 
welche die privaten und öffentlichen Generationenbe-
ziehungen (neu) ordnen. Dazu bedarf es wesentlicher 
Neuorientierungen in den gängigen Politikfeldern hin 
zu einer gesellschaftspolitischen Gesamtschau, die sich 
nicht auf altersspezifische Aufgabenbereiche beschränkt. 
Ziele einer solchen Politik umfassen Rahmenbedingun-
gen zur Partizipation, zur Konfliktentschärfung, zur För-
derung von Solidarität und Begegnungsmöglichkeiten 
bis hin zur Sicherung von Nachhaltigkeit. Als Minimal-
variante wäre ein Ausbau der herkömmlichen Familien-
politik unter Berücksichtigung der Lebensphasen und 
im Sinne einer gezielten Förderung der Generationen-
beziehungen zu verstehen. Als realistisches Maximal-
programm könnte das Konzept Generationenpolitik die 
Integration, respektive den «policy mix» von Renten-, 
Alters-, Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Gesundheits- und  
Familienpolitik bezeichnen.1
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ben. Lediglich in Österreich, wo das Sozialministerium 
zeitweise (2000–2003) als Bundesministerium für sozia-
le Sicherheit und Generationen firmierte, wird Genera-
tionenpolitik von den befragten ExpertInnen ein hoher 
Stellenwert beigemessen. Eine gewisse Relevanz wurde 
dem Thema in Deutschland,4 Israel, Polen, der Slowakei 
und Grossbritannien zugeteilt. Die deutsche Stiftung 
für die Rechte zukünftiger Generationen – selbst eine 
Akteurin, der durch öffentliche Kampagnen für das 
Thema «Generationengerechtigkeit» sensibilisieren und 
AkteurInnen mobilisieren möchte – analysiert regelmäs
sig die Verwendung des Begriffs «Generationengerech-
tigkeit» in deutschsprachigen Qualitätsmedien, und 
kommt zu dem Ergebnis, dass dessen Verwendung in 
den vergangenen zehn Jahren im deutschsprachigen 
Raum insgesamt deutlich zugenommen hat, in Deutsch-
land allerdings relativ stärker als in der Schweiz und in 
Österreich.

Generationenpolitik als eigener 
Politikbereich?

Grundsätzlich stellt sich die Frage, wie sich die Inter-
essen von Generationen organisieren lassen und in wel-
cher Form Generationenpolitik im demokratischen Ins-
titutionengefüge etabliert werden soll und kann. Die 
vorwiegende Skepsis der theoretischen Konzeptionen 
gegenüber der Schaffung spezifischer Institutionen für 
Generationenfragen spiegelt sich auch in den Antwor-
ten der befragten ExpertInnen in Europa wider. Gene-
rationenpolitik wird als Querschnittsmaterie charakte-
risiert, wobei als Träger einer solchen Politik ideal
typisch die einschlägigen Ministerien für Jugend, Fami-
lie, Senioren und Soziales auf Bundesebene gesetzgebe-
risch, finanzierend und koordinierend tätig sind, wäh-
rend die Umsetzung vor allem auf regionaler und loka-
ler Ebene stattfindet. Die Initiative für generationen
politische Massnahmen geht oft von internationalen 
Organisationen, Parteien und Forschungseinrichtungen 
aus. Vereinen und sonstigen NGOs kommt eine wich
tige Rolle bei der Umsetzung generationenpolitischer 
Initiativen zu, vor allem mit Bezug auf intergeneratio-
nellen Austausch.

Auch wenn es momentan in Europa noch keine An-
zeichen für eine umfassende Institutionalisierung von 
Generationenpolitik gibt, so bestünde nach Auskunft 

Folgt man diesen Überlegungen zur Notwendigkeit, 
eine explizite Generationenpolitik als Querschnitts
materie in der einen oder anderen Form zu etablieren,2 
so stellen sich folgende Fragen, mit denen wir nationale 
ExpertInnen in verschiedenen europäischen Ländern 
konfrontiert haben, um die Antworten international 
vergleichend zu analysieren:
•	 Welche Änderungen der gesellschaftlichen Rahmen-

bedingungen tragen zur Aktualität von Generationen-
fragen bei?

•	 Gibt es einen Diskurs über Generationenpolitik und 
welche Rolle spielt dieser Politikbereich? 

•	 Welche Ziele werden durch Generationenpolitik ver-
folgt?

•	 Gibt es eine institutionalisierte Generationenpolitik 
mit entsprechenden AkteurInnen und einer nach-
weisbaren Praxis?

Zur Aktualität und Relevanz von 
Generationenpolitik

Ein zentrales Ergebnis der explorativen Befragung ist 
die Erkenntnis, dass zwischen den theoretischen Kon-
zepten zur Generationenpolitik und der politischen Re-
alität nach wie vor eine gewaltige Diskrepanz besteht.3 
Nach Einschätzung der ExpertInnen – in der Mehrzahl 
SozialwissenschaftlerInnen und BeamtInnen aus Sozial
ministerien – konnte sich in ihrem jeweiligen Land bis-
lang keine geläufige Definition von Generationen
politik etablieren. Definitorische Ansätze reichten von 
«Fragen rund um den Generationenvertrag» bis hin zur 
«familienfreundlichen Kommune», auch wenn der Be-
griff, vor allem im deutschsprachigen Raum, aus der 
akademischen Diskussion bekannt ist. 

Ein Beispiel für die bekannten Schwierigkeiten, Kon-
zepte einer «Generationenpolitik» im allgemeinen Be-
wusstsein bzw. in der politischen Arena zu verankern, wur-
de von einem niederländischen Experten eingebracht: Ein 
bereits im Jahr 1999 vom Wissenschaftlichen Beirat der 
Regierung vorgelegter Bericht thematisierte unter dem 
Titel «Generationenbewusste Politik» den notwendigen 
Abbau der Staatsverschuldung und den nachhaltigen Um-
bau der sozialen Sicherungssysteme, umfasste aber auch 
die Bereiche Umwelt und Technologie sowie das Erzie-
hungs- und Bildungssystem. Im Jahr 2002 wurden darüber 
hinaus Perspektiven familialer Generationenbeziehun-
gen, ausgehend von einer Lebenslaufperspektive, vom Mi-
nisterium für soziale Angelegenheiten systematisiert. Die 
in diesem Bericht erhobene Forderung, Familien die Ent-
wicklung neuer Zeitverteilungsmuster zu ermöglichen, 
fand jedoch, wie auch ähnliche Konzepte und theoretische 
Ansätze, nie wirklich Eingang in die Realpolitik.

In den meisten Ländern wird generationenpolitischen 
Themen eine entsprechend geringe Rolle zugeschrie-

2	 Lüscher, 2008; Gärtner, 2007; Perrig-Chiello/Höpflinger, 2008; Tremmel, 
2009.

3	 siehe auch SAGW, 2007.
4	 Als Indikator für eine wachsende Sichtbarkeit und Relevanz von Gene­

rationenpolitik in Deutschland kann auch die Nennung des Begriffs 
«Generation» im Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen gelten – seit dem Jahr 
2005 wurden hier die entsprechenden ministeriellen Aktivitäten in  
einem eigenständigen Bereich gebündelt.
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•	 Die Ermöglichung von Begegnung und Austausch 
zwischen den Generationen.

•	 Die Sicherung der Nachhaltigkeit durch die Berück-
sichtigung langfristiger Auswirkungen gegenwärtiger 
Interventionen und Massnahmen auf künftige Gene-
rationen.

Die Wahrnehmung von Generationenpolitik als Mittel 
zur Herstellung von Generationengerechtigkeit sowie 
zur Stärkung der intergenerationellen Solidarität cha-
rakterisiert auch das Verständnis der befragten Exper-
tInnen. Zweck solcher Massnahmen sei vor allem die 
soziale Inklusion und die Herstellung von Chancen-
gleichheit durch die Korrektur ökonomischer Schief
lagen. 

Als politische Sachgebiete, die generationenpoliti-
sche Gesichtspunkte berücksichtigen (sollten), wurden 
von den befragten Experten vor allem öffentliche Fami-
lienleistungen, Pflege und Betreuungsarbeit sowie Seni-
orenpolitik, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, 
aber auch allgemeine sozialpolitische Massnahmen in 
Bezug auf die Gestaltung der Sozialversicherung und 
des Arbeitsmarkts identifiziert. Die Querschnittsmate-
rie Generationenpolitik sollte darüber hinaus in der 
Kindheits- und Jugendpolitik, in der Steuerpolitik und 
in der Migrationspolitik berücksichtigt werden.

Es gehört zu den Vorteilen international vergleichen-
der Studien, dass ideologische Gegensätze zumindest 
relativiert werden. Aus der Perspektive generationen-
politischer Wahrnehmungen lässt sich jedenfalls eine 
gewisse europäische Konvergenz in Richtung einer le-
bensphasenorientierten und neue Formen der ausser
familiären Solidarität fördernden Politik im Sinne eines 
«generational mainstreaming»5 erkennen. Somit liegen 
diese Einschätzungen auch quer zu den üblichen Kate-
gorisierungen von Wohlfahrtsregimes, selbst wenn die 
konkreten politischen Massnahmen, z.B. in der Pensi-
onspolitik oder der Arbeitsmarktpolitik, nach wie vor 
von einer gewissen Pfadabhängigkeit geprägt sind. Die 
Erosion der traditionellen Lebensläufe und Familien-
konstellationen schafft vor allem für die liberalen und 
konservativen Wohlfahrtsregimes neue Ausgangsbedin-
gungen, weil soziale Inklusion und die Schaffung von 
inter- und intragenerationeller Chancengleichheit auf 
Basis der innerfamiliären Umverteilung immer weniger 
greift bzw. deutlich wird, dass sie diesbezüglich kaum 
gegriffen hat.

Ausdrucksformen von Generationenpolitik: 
Beispiele guter Praxis

Die genannten Ziele generationenpolitischer Aktivi-
täten finden ihren Ausdruck in einer Reihe von Initia
tiven.6 Dabei spiegeln sich die allgemeine politische 

der befragten ExpertInnen doch eine Chance darin, die-
ses bislang im Hinblick auf AkteurInnen und Kompe-
tenzen zersplitterte Politikfeld künftig in konzertierter 
Weise voranzubringen und das öffentliche Bewusstsein 
für generationenpolitische Fragen zu schärfen. Diese 
Einschätzung steht in gewissem Gegensatz zu Konzep-
ten der im Literaturbericht analysierten AutorInnen 
und zur allgemeinen Charakterisierung von Generatio-
nenpolitik als Querschnittsmaterie. Dass hier ein gewis-
ses Wunschdenken Platz greift, wird auch deutlich, wenn 
die ExpertInnen, befragt nach Hindernissen und Gefah-
ren einer Institutionalisierung von Generationenpolitik, 
auf die kaum zu überwindende Abgrenzung zwischen 
den zu vernetzenden Sektoren und die mögliche Instru-
mentalisierung der Generationenpolitik zugunsten je-
ner Generation(en), die das grösste Wählerpotenzial 
stellen, hinweisen. 

Die Ziele von Generationenpolitik

In der wissenschaftlichen Literatur lassen sich vor al-
lem zwei Forschungsstränge zum Thema «Generatio-
nenpolitik» ausmachen. Zum einen geht es um die (Ver-
teilungs-)Gerechtigkeit zwischen Generationen in in-
tertemporaler und intratemporaler Dimension mit dem 
Schwerpunkt auf Kosten, Nutzen und Leistungen. Die-
ser Diskurs findet durchaus auch in den Medien seinen 
Niederschlag, wobei meist populistisch zugespitzte, aber 
empirisch kaum nachweisbare Behauptungen vom 
«Krieg der Generationen» in die Schlagzeilen geraten. 
Zum anderen werden Themen wie Konflikt, Solidarität 
und Ambivalenz von Generationenbeziehungen er-
forscht, wobei neben dem familialen Generationenbe-
griff zunehmend Fragestellungen zum Lebenslauf sowie 
zur Schnittstelle zwischen privaten und öffentlichen In-
teressen im Mittelpunkt stehen.

Als Ziele von Generationenpolitik können fünf Teil-
bereiche identifiziert werden:
•	 Die Ermöglichung und Förderung der Mitwirkung 

bzw. die Herstellung von Partizipationsgerechtigkeit 
für alle gesellschaftlichen Gruppen, auch in Form von 
Stellvertretermodellen für künftige Generationen und 
für benachteiligte Gruppen.

•	 Die Entschärfung akuter bzw. potenzieller Konflikte 
durch Aufklärung und Information.

•	 Die Herstellung von Rahmenbedingungen zur Stär-
kung der Solidarität zwischen den Generationen, wo-
bei hier wieder auf die Schnittstelle zwischen gemein-
schaftlicher und gesellschaftlicher Solidarität hinzu-
weisen ist.

5	 Fux et al, 2006.
6	 Für die Schweiz: www.generationen.ch.
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In Polen sind es vor allem NGOs, die bei der Entwick-
lung von lokalen Projekten federführend sind, unter an-
derem in der gemeinwesenorientierten Aktivierung von 
Jugendlichen und Älteren. Über das seit 2005 von der 
Akademie für die Entwicklung der Philanthropie 
durchgeführte Programm «Integrating Generations» 
werden an die 50 verschiedene generationenübergrei-
fende Projekte gefördert, begleitet und evaluiert.

Wenig überraschend ist der bereits erwähnte Zugang 
zur Generationenpolitik über den familialen Genera
tionenbegriff in Spanien. Ein Beispiel dafür sind etwa 
die guten Erfahrungen mit Angeboten der intergenera-
tionellen Wohnpartnerschaften zwischen Jung und Alt: 
Senioren stellen dabei Studierenden kostenfreien oder 
preiswerten Wohnraum zur Verfügung und erhalten als 
Gegenleistung Unterstützung im Haushalt. Jenseits 
funktionaler Aspekte schafft das Angebot Raum für 
Begegnung und den Austausch zwischen den Genera
tionen. Die Idee, familienähnliche Strukturen ausser-
halb von Familien zu fördern, könnte gerade für die 
spanische Gesellschaft mit ihrer starken Familienorien-
tierung ein Zukunftsmodell sein. Wohnpartnerschaften 
stehen damit auch für die Chance, Potenziale der tra
ditionellen Familienorientierung mit innovativen zu-
kunftsweisenden Ansätzen an der Schnittstelle zwischen 
privaten und öffentlichen Interessen zu verbinden.

Generationenpolitik oder intergenerationelle 
Solidarität?

Als Slowenien im Jahr 2008 den EU-Ratsvorsitz inne 
hatte, wurde vorgeschlagen, das Jahr 2012 zum Euro
päischen Jahr des aktiven Alterns und der intergenera-
tionellen Solidarität und den 29. April zum Europäi-
schen Tag der Generationen zu erklären. Am 29.4.2009 
wurde daraufhin der erste «Europäische Tag der Solida-
rität und Zusammenarbeit zwischen den Generatio-
nen» begangen. Ziel des Tages war es, das Bewusstsein 
für die Notwendigkeit einer Förderung der intergenera-
tionellen Solidarität zu schärfen. Eine Allianz von auf 
europäischer Ebene aktiven Nichtregierungsorganisa
tionen engagierte sich im Rahmen des Europäischen 
Tages und darüber hinaus mit einer Sensibilisierungs-
kampagne für eine bessere Verankerung von Fragen der 
Generationensolidarität in Politik, Medien und ihren 
Mitgliedsorganisationen.

Begleitet wurde diese Kampagne auch durch eine 
Umfrage zur intergenerationellen Solidarität. Der Aus-
sage, dass ihre Regierung positiv zur Förderung des ge-
genseitigen Verstehens zwischen den Generationen bei-
trägt, können lediglich rund ein Viertel der EU- 
BürgerInnen zustimmen, wobei sich besonders die mitt-
leren Generationen (zwischen 25 und 64 Jahren) mit der 
geringsten Zustimmungsrate auszeichnen. Angstkam-

Kultur und Eigenheiten von Wohlfahrtsregimes, wenn 
etwa im zentralistischen Vereinigten Königreich Pro-
gramme auf nationaler Ebene angeführt werden, wäh-
rend in Kontinental- und Südeuropa lokale, von Verei-
nen getragene Initiativen überwiegen. 

Selbst wenn Aussagen zum Zusammenhang zwischen 
wohlfahrtsstaatlichen Regimes und der Gestalt von Ge-
nerationenpolitik auf Basis der Fragebogenerhebung 
und der Experteninterviews nur sehr eingeschränkt vor-
genommen werden können, gibt es doch Hinweise dar-
auf, dass Wohlfahrtsregimes einen Rahmen vorgeben, 
innerhalb dessen sich die Thematisierung von Generati-
onenfragen und der Stellenwert von Generationenpoli-
tik ausformen. Dabei spielt die jeweilige Tradition und 
Wahrnehmung der Rolle von Familien, Frauen sowie in-
nerfamiliären Generationenbeziehungen eine wichtige-
re Rolle als Verteilungsfragen zwischen den Generatio-
nen. Abgesehen von vorübergehenden Medienberichten 
werden beispielsweise weder in Finnland noch in Spani-
en und den Niederlanden – drei völlig unterschiedlichen 
Wohlfahrtsregimes – Konflikte zwischen den Generatio-
nen wahrgenommen. Umgekehrt sind jedoch intergene-
rationale Projekte nach dem Modell innerfamiliärer So-
lidarität in Spanien weitaus belangreicher als in Finn-
land, wo das nordische Wohlfahrtsregime einen unab-
hängigeren Individualismus geprägt hat und generatio-
nenbewusste Politik viel weniger in Beziehung zu famili-
alen Generationenbeziehungen gesetzt wird. Verwiesen 
wird in diesem Kontext beispielsweise auf das verbriefte 
individuelle Recht auf öffentliche Unterstützung bei Be-
treuungs- und Pflegebedarf und die hohe Erwerbsquote 
von Frauen und älteren Arbeitnehmern. Dies mag auch 
ein Erklärungsansatz dafür sein, warum in Finnland, 
stellvertretend für das nordische Wohlfahrtsregime, Ge-
nerationenfragen für die Politikgestaltung weniger rele-
vant sind. Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass 
lokale Einzelprojekte, die es durchaus auch in Finnland 
gibt, von den dortigen Experten nicht als Teil von Gene-
rationenpolitik wahrgenommen werden, weil sie nicht 
durch nationale Programme flankiert werden. 

Dies wird in den Niederlanden völlig anders einge-
schätzt, denn hier sind es gerade die lokalen Projekte von 
Kommunalverwaltungen und einer Vielzahl von Freiwil-
ligenorganisationen, die als zentrale AkteurInnen von 
Generationenpolitik angesehen werden. Ausgehend von 
der Diagnose, dass intergenerationelle Spannungen sich 
vor allem im lokalen Kontext zeigen, werden seit Jahren 
Projekte zur Förderung der Begegnung der Generatio-
nen im Wohnquartier initiiert, wobei sich Probleme einer 
Verstetigung solcher Ansätze zeigen. Ähnliche Ziele ver-
folgt in Deutschland u.a. die Landesagentur Generatio-
nendialog Niedersachsen, die 2003 gegründet wurde und 
sich an Freiwillige und Mitarbeitende aus Vereinen, Ver-
bänden und Unternehmen wendet, um Generationen 
verbindende Ansätze in den Kommunen zu fördern.
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pagnen bezüglich intergenerationeller Konflikte sind 
jedoch auch nach dieser Umfrage nicht angebracht.

Von einzelnen intergenerationalen Initiativen zu ei-
ner strukturierten Generationenpolitik sind sicherlich 
noch einige Hürden zu überwinden, wobei es auf Basis 
der vorliegenden Erhebungsergebnisse nicht zuletzt um 
den weiteren Ausbau der Wissens- und Reflexionsbasis 
für Generationenpolitik geht.
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